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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Abschrift 


Bonn, den 31. Juli 1952 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutsdien Bundestages und des 
Bundesrates, 

Herrn Abgeordneten Kiesin ger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 90. Sitzung 
am 31. Juli 1952 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 18. Juli 1952 verabschiedeten 

Gesetzes zur Abwicklung und Entfleditung des 
ehemaligen reichseigenen Film Vermögens 

- Nrn. 2962, zu 2962, 3595 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden 
Gründen einberufen wird. 


gez. Kopf 


Bonn, den 31. Juli 1952 

An den Herrii 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18. Juli 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Kopf 


Druck: Peter Meier. Bulsdorf-Slegburg 



BUNDESRAT 


Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Abwicklung und EntHechtimg des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens 


1. § 6 erhält folgende Fassung: 

» § h 

Abwickiungsausschuß 

(1) Es wird ein Abwicklungsausschuß gebildet, dem angehören: 

a) der von der Bundesregierung ernannte Vorsitzende, je ein 
Vertreter der Bundesminister der Finanzen, für Wirtschaft, 
des Innern, für Vertriebene und für Angelegenheiten des 
Bundesrates, 

c) je ein Vertreter der Landesregierungen Bayern, Hessen, 
Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen und Hamburg sowie 
unter der Voraussetzung des § 23 des Senats von Berlin. 

(2) Der Abwicklungsausschuß faßt seine Beschlüsse mit Stimmen- 
mehrheit. Er ist beschlußfähig, wenn mindestens 6 Mitglieder 
anwesend sind. Im Falle der Stimmengleidiheit entschpidet die 
Stimme des Vorsitzenden. Im übrigen regelt der Abwicklungs- 
ausschuß seine Geschäftsordnung selbst. 

(3) Mit beratender Stimme werden von dem Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
und im Benehmen mit den Landesregierungen Bayern, Hessen, 
Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen und Hamburg sowie unter 
der Voraussetzung des § 23 mit dem Senat von Berlin vier Mit- 
glieder ernannt, die erfahrene Kenner des Wirtschaftslebens oder 
Filmsachverständige sein sollen, jedoch nicht Mitglieder von ge- 
setzgebenden Körperschaften, von Regierungen oder Angehörige 
von Verwaltungen des Bundes oder der Länder sind.” 

Begründung : 

Zu schwerwiegenden Bedenken gibt die Regelung der Stimrhen- 
verhältnisse im Abwickiungsausschuß nach § 6 Abs. 1 Anlaß. 
Das nach Abs. la den Vertretern der vier Bundesministerien 
der Finanzen, für Wirtschaft, des Innern und für Vertriebene 
zustehende doppelte Stimmrecht führt zwangsläufig zu einem 
Ungleichgewicht innerhalb der drei mit Stimmrecht aus gestatteten 
Gruppen des Abwicklungsausschusses. Mit Rücksicht auf die 
zahlreichen wirtschafts-, kulturpolitischen und filmwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte, die bei der Abwicklung und Neuord- 
nung des ehemaligen reichseigenen Filmvermögens zu beachten 
sein werden, erscheint diese Regelung nicht tragbar. Es sollte 
ferner bedacht werden, daß von den haupt beteiligten Ländern 
in der Vergangenheit nicht unerheblich zur Sicherung und 
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Erhaltung des hier in Rede stehenden Vermögens mitgewirkt 
worden ist, so daß eine Gleichstellung des Stimmrechts der 
Länder mit dem der Vertreter des Bundes durchaus gerecht- 
fertigt erscheint. Es ist daher anzustreben, daß sechs Länder- 
stimmen sechs Stimmen des Bundes gegenüberstchen, wobei 
der von der Bundesregierung ernannte Vorsitzende bei Stimmen- 
gleidiheit den Ausschlag geben kann. 

Aus den dargestelltcn Gründen soll den in Abs. 1 unter 
Buchst, c genannten Ländern die Möglichkeit eröffnet werden, 
auch auf die Auswahl der in 6 § Abs. 3 bezeichneten vier 
Mitglieder des Abwicklungsausschusses Einfluß zu nehmen. 

Der Vorschlag, auch die Mitglieder von gesetzgebenden Körper- 
schaften von der Mitwirkung im Abwicklungsausschuß aus- 
zuschließen, entspricht dem Grundsatz von der Trennung der 
Gewalten, 

2. § 8 Abs. 3 wird gestrichen. 

Begründung : 

Eine Mitwirkung von Bundestag ynd Bundesrat bei der Ver- 
äußerung von Filmvermögenswerten widerspricht ebenfalls dem 
Grundsatz von der Trennung der Gewalten. 

3. In § 21 Abs. 1 werden^ zur Klarstellung hinter dem Wort 
„Vermögensgegenständen” eingefügt die Worte „vorbehaltlich der 
Regelung im Abs. 2.” 

4. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§13 und 14 des Gesetzes 
über die Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. 1. 1952 (BGBl. I S. 1) im 
Lande Berlin.” 

Begründung: 

Die Neufassung ist notwendig, um die Berlin-Klausel an die 
zwischenzeitlich in vollem Umfange in Kraft getretenen Be- 
stimmungen des Überleitungsgesetzes anzupassen. 
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